
tung bis zu 100 Kös herabgesetzt werden. In Ungarn 
und Bulgarien ist eine Geldbuße als Disziplinarmaß- 
nahme hingegen nicht vorgesehen; hier kann das Mit­
glied auf eine niedriger bezahlte Arbeitsstelle versetzt 
werden. Äußerste Maßnahme ist der Ausschluß aus der 
Genossenschaft.
Zur Entwicklung des genossenschaftlichen Eigentums 
enthalten die Musterstatuten detaillierte Bestimmungen 
über die Bildung und Verwendung der genossenschaft­
lichen Fonds, die in ihren Grundsätzen übereinstimmen. 
Das genossenschaftliche Eigentum wird als die ökono­
mische Basis der genossenschaftlichen Produktion be­
handelt. Es gilt der Grundsatz der genauen Zweckbe­
stimmung der Fonds. Im Mittelpunkt steht die Bildung 
und ständige Vermehrung der unteilbaren Fonds der 
LPG. So heißt es z. B. im Musterstatut der CSSR, daß 
der unteilbare Fonds „der Entwicklung und Hebung 
des Wohlstandes der genossenschaftlichen Wirtschaft, 
der Sicherung der erweiterten Reproduktion der Grund­
mittel entsprechend dem prognostischen Plan der Ent­
wicklung der Genossenschaft“ dient und nicht zur Ver­
teilung unter die Genossenschaftsmitglieder verwendet 
werden darf.
Wie in der DDR ist auch in den anderen sozialistischen 
Ländern die genossenschaftliche Demokratie in der LPG 
die Form der Leitung der genossenschaftlichen Tätig­
keit. Überall ist die Mitgliederversammlung das oberste 
Organ der LPG; sie entscheidet über alle Fragen des 
genossenschaftlichen Lebens und hat bei Grundfragen 
das alleinige Entscheidungsrecht. Vorstand und Vorsit­
zender sind gewählte Organe der LiPG, die die Be­
schlüsse der Mitgliederversammlung umsetzen. Daneben 
wirkt nach allen Musterstatuten die Revisionskommis­
sion als Kontrollorgan der Mitgliederversammlung. Mit­
gliederversammlungen sind nach den Musterstatuten 
monatlich (so in der CSSR) oder in längeren Abständen 
(so in Ungarn und Rumänien) durchzuführen. Das bul­
garische Musterstatut enthält keine diesbezügliche Re­
gelung. Die Beschlußfähigkeit der Mitgliederversamm­
lung (Quorum) ist grundsätzlich gegeben, wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Be­
schlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. 
Nur in Rumänien wird die Zustimmung von zwei Drit­
teln der anwesenden Mitglieder verlangt.
Für die Tätigkeit der Mitgliederversammlung gelten 
nach den einzelnen Musterstatuten einige Besonderhei­
ten: Nach dem rumänischen Musterstatut kann die Mit­
gliederversammlung die zeitweilige Aufhebung des

Stimmrechts eines Mitglieds beschließen, das unbegrün­
det die von der Mitgliederversammlung beschlossene 
Zahl der Arbeitseinheiten nicht erfüllt hat.
Nach dem ungarischen LPG-Gesetz hat jedes Mitglied 
das Recht, sich bei Streitigkeiten mit der LPG an die 
in jeder Genossenschaft bestehende Schiedskommission 
zu wenden. Die Schiedskommission in der LPG kann 
insbesondere angerufen werden, wenn das Mitglied mit 
Entscheidungen genossenschaftlicher Organe nicht ein­
verstanden ist, z. B. über Ausschluß, Bewertung des 
eingebrachten Vermögens, Festlegung der Höhe der 
Bodenanteile Oder Ablehnung der Auszahlung, über 
andere Streitigkeiten in Verbindung mit der Mitglied­
schaft und die Verpflichtung zur Leistung von 
Schadenersatz, falls die Mitgliederversammlung diese 
Frage in erster Instanz behandelt hat.
Nach den Musterstatuten Bulgariens und Rumäniens ist 
es möglich, in großen LPG eine Bevollmächtigtenver­
sammlung zu bilden. Übereinstimmend erfolgt die Wahl 
in den Brigaden der LPG. Das rumänische Musterstatut 
sieht überdies vor, daß vor der Durchführung der Be­
vollmächtigtenversammlung die dort anstehenden Fra­
gen in Brigadeversammlungen erörtert werden müssen, 
um die umfassende demokratische Vorbereitung der 
Beschlüsse der Bevollmächtigtenversammlung zu ge­
währleisten.
In allen Musterstatuten ist vorgesehen, daß die Mitglie­
der eine persönliche Hauswirtschaft führen können. 
Entsprechend dem Charakter der Hauswirtschaft als 
Nebenwirtschaft werden die Hauswirtschaftsfläche und 
der Umfang des individuellen Viehs begrenzt. 
Unterschiedlich ist die Vertretung der LPG im Rechts­
verkehr geregelt In Bulgarien, Ungarn und Rumänien 
kann der Vorsitzende die LPG allein vertreten. Die Re­
gelung der CSSR sieht vor, daß die LPG vom Vorsit­
zenden und einem weiteren Vorstandsmitglied vertre­
ten wird.
In der CSSR fand im April 1972 der VIII. Gesamtstaat­
liche Kongreß der LEG statt, auf dem festgestellt wurde, 
daß die Weiterentwicklung der ökonomischen und ge­
sellschaftlichen Verhältnisse in der Landwirtschaft auch 
eine Weiterentwicklung der rechtlichen Bestimmungen 
über die LEG verlangt. Aus diesem Grunde soll ein 
neues Gesetz über das landwirtschaftliche Genossen­
schaftswesen ausgearbeitet werden./14/

flil Vgl. D. Kokavec, „25 Jahre sozialistische Landwirtschaft 
in der CSSR“, Staat und Recht 1975, Heft 1, S. 107 ff. (120).

. Informationen

Am 24. Juli 1975 fand beim Generalstaatsanwalt der 
DDR eine Beratung über die Aufgaben der Staatsan­
waltschaft zur Vorbereitung des IX. Parteitages der 
SED statt, an der die Staatsanwälte der Bezirke und 
leitende Mitarbeiter der Generalstaatsanwaltschaft 
teilnahmen.
Der Stellvertreter des Generalstaatsanwalts Günter 
Wendland wies darauf hin, daß die weitere Festigung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit dazu beiträgt, mit der 
Kraft des Volkes, insbesondere der Arbeiterklasse, wei­
tere solide Voraussetzungen für die folgenden Schritte 
bei der Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft und für den allmählichen Übergang zum 
Kommunismus zu schaffen. Deshalb müssen die Staats­
anwälte die vielfältigen Initiativen der Werktätigen 
zur Erhöhung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
unterstützen und das sozialistische Recht den Bürgern 
noch qualifizierter erläutern, um auch damit die Ent­
wicklung ihres Rechtsbewußtseins zu fördern. Auf der 
Grundlage des Marxismus-Leninismus ist die Weiter­
bildung der Staatsanwälte noch stärker auf die konkre­

ten Bedürfnisse der Praxis auszurichten, wobei auch 
die tägliche Arbeit ein wichtiges Feld der Qualifizie­
rung ist.
Der Staatsanwalt des Bezirks Potsdam, Genosse Albert 
Bast, berichtete außerdem über Ergebnisse und Schluß­
folgerungen einer von der Abteilung Wirtschaftskrimi­
nalität beim Generalstaatsanwalt durchgeführten Un­
tersuchung über die Effektivität der staatsanwaltschaft- 
lichen Tätigkeit bei der Verfolgung von Straftaten in 
der Volkswirtschaft. Diese Untersuchung ergab wichtige 
Hinweise für die Verbesserung der Leitungstätigkeit 
in der Staatsanwaltschaft zur Bekämpfung und Ver­
hütung derartiger Straftaten. Insbesondere müssen die 
Staatsanwälte befähigt werden, noch besser die poli­
tisch-ökonomischen und ideologischen Zusammenhänge 
dieser Rechtsverletzungen zu erfassen. Zur Erreichung 
einer hohen gesellschaftlichen Wirksamkeit der Straf­
verfahren sind die staatsanwaltschaftlichen Mittel kom­
plex einzusetzen. Dazu gehört auch, rechtzeitig Maß­
nahmen der Gesetzlichkeitsaufsicht zu ergreifen und 
noch überlegter und differenzierter die Öffentlichkeit
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